
Gesetz über Vereinigungen 
-Vereinigungsgesetz-
vom 21. Februar 1990 

geändert durch 
Gesetz vom 22. Juni 1990 (GB1..L S. 470, her. S. 546). 

aufgehoben durch 
Einigungsvertrag vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889) 

mu der Maßgabe, dass aufgrunddieses Gesetzes gegründete Verzini^mgen fortbestehen (Art. 231 §2 EGBGB). 

Zur Ausgestaltung der durch die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
garantierten Vercinigungsfreiheit und in Übereinstimmung mit der Internationalen 
Konvention vom 16. Dezember 1966 Ober zivile und politische Rechte (Bekanntmachung 
vom 14. Januar 1974, GBl. ü Nr. 6 S. 57) wird mit dem Ziel, allen Bürgerinnen und Bürgern 
das gleiche Recht auf aktive Teilnahme am öffentlichen Leben und auf Verwirklichung ihrer 
Interessen zu sichern, das folgende Gesetz beschlössen: 

Grundsätze 
§ L (1) Vereinigungen imSinne dieses Gesetzes sind freiwillige, sich selbst verwaltende 
Zusammenschlüsse von Bürgerinnen und Bürgern zur Wahrnehmung gemeinsamerlnteressen 
und Erreichung gememsamer Ziele, unabhängig von ihrer RechtsfaTiigkeiL 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwendung für 
a) Gewerkschaften, 
b) Gemeinschaften der Bürger nach dem Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 19. Juni 1975 (GBL I Nr. 27 S. 465), 
c) Zusammenschlüsse, die auf Erwerbstätigkeit gerichtet sind, 
d) Bürgerkomitees, die auf der Grundlage spezieller Rechtsvorschriften tätig sind; 
e) Kirchen und Religionsgemeinschaften außer Vereinigungen, die ausschließlich 
diakonischen oder caritativen Zwecken dienen. 

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden für Parteien und politische Vereinigungen 
Anwendung, soweit sich das aus dem Parteiengesetz vom 21. Februar 1990 (GBl I Nr 9***̂  

^ S.66) ergibt 

§ 2. (1) Die Bildung von Vereinigungen ist frei und bedarf keiner Genehmigung. 

(2) Die Gründung und Tätigkeit von Vereinigungen, die faschistische, militaristische 
antihumanistische Ziele verfolgen sowie Glaubens, Rassen und Völkerhaß bekunden oder 
verbreiten, die Personen und Gruppen aufgrund ihrer Nationalitat, ihrer politischen 
Zugehörigkeit, ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer körperlichen bzw 
geistigen Behinderungen diskriminieren oder ihre Ziele mit Gewalt oder durch Androhung 
von Gewalt zu verwirklichen suchen, sind verboten. 

(3) Die Aufnahme von Vereinigungen des Auslands, deren Tätigkeit auf Ziele im Sinne des 
Abs. 2 ausgerichtet ist, als Mitglieder in Vereinigungen der Deutschen Demokratischen 
Republik ist verboten, 

§ 3. Mitgliedschaft (1) Jede volljährige Bürgerin und jeder volljährige Bürger kann Mitglied 
einer Vereinigung werden. Mitglieder können auch Vereinigungen oder juristische Personen 



sein, soweit dadurch, nicht ein Zusammenschluß' entsteht, der auf Erwerbstätigkeit gerichtet 
ist* 

(2) Jugendliche von 14 bis 18 Jahren können einer Vereinigung beitreten, wenn es das Statut 
der Vereinigung vorsieht 

(3) Kinder können mit Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter einer Vereinigung beitreten, 
wenn es das Statut der Vereinigung vorsieht 

(4) Soweit Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren mit Zustimmung ihrer gesetzlichen 
Vertreter eine rechtsfähige Vereinigung gründen wollen, muß dem Vorstand mindestens ein 
volljähriges Mitglied angehören. 

(5) Die Mitgliedschaft in einer Vereinigung ist nicht übertragbar und nicht verablich. 

(6) Die Mitglieder sind berechtigt, aus der Vereinigung auszutreten. Die gesetzlichen 
Vertreter für Kinder und Jugendliche können den Anstritt erklären, wenn die Wetterführung 
der Mitgüedschaft die Erziehung und Entwicklung, die Gesundheit oder die wirtschaftlichen 
Interessen des Kindes, und des Jugendlichen gefährdet. 

Rechtsfähige Vereinigung 

§ 4. (I) Eine Vereinigung erlangt mit ihrer Registrierung Rechtsfähigkeit. 

(2) Die Registrierung ist bei Erfüllung folgender Voraussetzungen vorzunehmen: 
- Nachweis einer Mitgüedschaft von mindestens 15 Personen, 
- Übergabe einer namentlichen Aufstellung der Mitglieder des gewählten Vorstandes 
einschließlich deren Wohnanschriften und eines Statuts (Satzung), 
- Mitteilung über denNamen und Sitz der Vereinigung so wie ihre Vertretung im 
Rechtsverkehr. 

(3) Das Statut muß Festlegungen enthalten über 
a) Name und Sitz der Vereinigung, 
b) Ziele und Aufgaben der Vereinigung. 
(4) Das Statut soll als weitere Festlegungen enthalten: 
a) Struktur und territorialer Tätigkeitsbereich der Vereinigung, 
b) Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft sowie Rechte und Pflichten der Mitglieder, 
c) Aufgaben, Rechte und Pflichten sowie Einberufung, Beschlußfähigkeit und 
Beschlußfassung der Mitgüederversarnmlung oder Delegiertenversarnmlung, 
d) Wählbarkeit des Vorstandes und der anderen durch Statut bestimmten Organe sowie deren 
Aufgaben, Rechte und Pflichten, 
e) Finanzierung, einschließlich Beitragszahlung, Eigentumsverhältnisse, Haftung und 
Gewährleistung der Revision, 
f) Vertretung im Rechtsverkehr, 
g) Auflösung der Vereinigung und die damit verbundene Abwicklung der Geschäfte. 

Durch Gesetz vom 22. Juni 1990 wurde im § 4 Abs. 2 erster Gedankenstriche die Zahl "15" 
ersetzt durch: "7". 

§ 5. (1) Die Vereinigung muß einen Namen haben, der sich von dem einer anderen bereits 
bestehenden Vereinigung im territorialen Tätigkeitsbereich deutlich unterscheidet. 

(2) Vereinigungen fuhren zum Namen die Bezeichnung „eingetragene Vereinigimg" (e. V.). 



nichts anderes bestimmt ist Dta^l^S^rtJf ? verlangt, soweit im Statut 
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(3) Die Eröflhung der Gesamtvollstreckung ist im Vereinigungsregister einzutragen 

Durch Gesetz vom 22. Juni 1990 wurde im § 11 die Zahl «15« ersetzt durch- «7« 

(2) Die Registrierung und jede weitere Eintragung sind gebührenpflichtig. 

(3) Die Vereinigungsregistcr sind öffentlich und Dritten zugänglich. 

§13.fliegen die Verätzungen gemäß U.4 Absätze 2 und 3 sowie 5 Abs 1 nicht vor 

vom 1 9 ^ 7 ^ 

§ 14. (1) in das Vereirugüngsregister sind einzutragen 
a) Name und Sitz der Vereinigung, 
b) Datum der Annähme des Statuts 

(2) Über die Registrierung einer Vereinigung ist dieser eine Urkunde auszuhändigen. 
§ 15. (1) Änderungen des Statuts bedürfen zu ihrer Wirk«mW , u 

Wochen nach Beschlußfassung schriftlich mitzuteilen. ^ S ' innerhalb von 3 

(3) Wird eine Vereinigung aufgelöst, ist der Vorstand verpflichtet die ^ 

SÄ*"VeKinisme i h r e R r c h K a w ^ «««.Uta*».*»««*«««, 

Nichtrechtsfähige Vereinigungen 
IL 1?" ( 1 ) ? e ? e s t i m m u n g e ö der §§ 1 bis 3,6 Absätze 1,2 und 4 7 Abs 1 und S Ah« i 
finden auf mchtrechtsßhige Vereinigungen entsprechende Aw^dung *' 1 

(3) Gibt sich die Vereinigung einen Namen, gilt § 5 Abs. 1 entsprechend. 



SL^ fte j^J^gung gut der Ort, an dem die Verwaltung geführt wird, soweit das 
Statut oder die Vereinbarung der Mitglieder nichts anderes besttat 

M & ^ d v ^ ^ ™ êreinipng steht allen Mitgliedern gemeinschafüich zu. ^SrcZZl^ ??g od«-andere Personen können entsprechend den Festlegungen im 
Statut oder durch Vereinbarung der Mitglieder zur Vertretung der Verrirnimne bevoHmShL 
werden. Die Bevollmächtigten können im Namen der Mitglieder k S ^ e ^ " ^ 

innäm^ fTr^f e i n « e 2 a h l t e n Beträge, erhaltene Zuwendungen und andere Eimiahmen aus Leistungen im Rahmen der Tätigkeit der Vereinigung werden 

ü?« r^T^l^ V e r l i n i g u n g g^iäß § 435 des Zivilgesetzbuches den Mitgliedern SSÄSff̂ .** If ¥ l i C h k C i t 6 n d C T V ^ ^ a f t c n ^ e M n ^ f ^ entsprechend §434 Zivilgesetzbuch als Gesamtschuldner. 

i£^^^^j^ftmaaß Vertretu^befugnis oder wird diese durch 

(5) Für Schäden, die Dritten durch das Handeln der Mitglieder der Vereinigung, entstehen, ist 

d i z i n ^ n n ^ i f 1 ^ ? ^ fflCh ^ B c s c h I u ß d e r Mitglieder auflösen. Dieser bedarf 
.££"0 ^ S t 3 t U t Lerche V e « ^ tel*g£rf 

(3) Reicht das gememschafUiche Eigentum zur Erfüllung bestehender Verbindlichkeiten nicht 
aus, sind dieMitgheder verpflichtet, zu gleichen" Tdlenden W t o r , ^ 

^ V e r t ) ^Wceite n verbleibende gemeinschaftliche Eigentum ist Sachen TEÜENAN^MitsIieder^ verteilenifowdt .H ^ S ^ * ^ * 
Statut oder der Vereinbarung der Mitglieder nichts anderes vorsehen. 

Verbot einer Vereinigung 

a U g e s Ä " 

(2) Anträge auf Verbot einer Vereinigung können der Minister für Innere Angelegenheiten 

Angelegenheiten und der Staatsanwalt des Bezirkes stellen. 

? i ? ^ d a S V e i J ° ! fner Vereinigung oder die Untersagung bestimmter Tätigkeiten oder 

Instanz. Für das Verfahren gilt die Zivilprozeßordnung entsprechend. 

i f I ( i 2. W i r d e i f V^inigung gemäß § 19 verboten, ist sie unverzüglich aufzulösen Die 
zur Auf losung erforderlichen Maßnahmen sind durch das für den Sitz der Ve^iguTg 



staatliche Orgaa v ^ e h m e * Die^uienmgta VcrciniguogSresis,cristz, 

Ä I ' S S : ^ V H * ° ' H M * * * * * * * m ra * » « a l t des zustMs» 

(2) Uber die Anerkennung entscheiden das Präsdium der V o l l e m ™ « - v • • 
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Revisionsorgans versehen ist' Prafagsverraerk eines unabhängig™ 



Schlußbestimmungen 

-Führung des 

S 25. (1) D i « « Gesetz tut am a i .PeW . » o i , , ^ 

Qurtler»; QeMtsbiatt der Deu^nO^kZ^^TZ " 

O ^ . F e b ^ r Ä , % r | n

2 ^ u b * ^ T a l l l . S . 7 5  


